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Kleine Anfrage 

der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP 


betr Wettbewerbsverfälschungen der gemeinsamen 
Verkehrspolitik zu Lasten der deutschen See- 
häfen 


Die gemeinsame Verkehrspolitik in der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft hat bisher zu keinen greifbaren Ergebnissen 
geführt im Unterschied zu anderen Bereichen (Agrarmarkt, 
Senkung der Binnenzölle, Errichtung eines gemeinsamen Aus- 
senzolles). Die unterschiedliche Organisation des Verkehrs in 
den Mitgliedstaaten führt zu Verzerrungen des Wettbewerbs, 
die vornehmlich auf staatlichen Eingriffen beruhen. Diese Wett- 
bewerbsverfälschungen wirken sich in verschiedenen Berei- 
chen der Wirtschaft aus, ganz besonders aber zu Lasten der 
deutschen Seehäfen. 

Dies Problem wird auch durch die „Entscheidung des Rates 
über die Harmonisierung bestimmter Vorschriften, die den 
Wettbewerb im Eisenbahn-, Straßen- und Binnenschiffsverkehr 
beeinflussen" vom 22. Juni 1965 nicht befriedigend gelöst. Die 
Entscheidung des Rates befaßt sich vornehmlich mit Verfah- 
rensfragen, ohne daß hierdurch die bestehenden künstlichen 
Wettbewerbsverzerrungen beseitigt werden. Die gemeinsame 
Verkehrspolitik läuft auf eine weitgehende Liberalisierung hin- 
aus, die terminlich der Harmonisierung weit vorauseilt. 

Bis zur Durchführung einer einheitlichen Verkehrspolitik inner- 
halb der Gemeinschaft bleibt daher nur die Möglichkeit, die 
gravierendsten Verfälschungen des Wettbewerbs durch Maß- 
nahmen auf nationaler Ebene abzubauen. Die Küstenländer 
haben auf die für sie unbefriedigende Situation wiederholt 
hingewiesen und entsprechende Maßnahmen gefordert, ins- 
besondere in ihren gemeinsamen Memoranden vom 1. Dezem- 
ber 1964 und 14. Dezember 1965. 


Aus diesen Überlegungen fragen wir die Bundesregierung: 

1. Sieht die Bundesregierung die Möglichkeit, den Zu- und 
Ablaufverkehr der deutschen Seehäfen mit Überseegütern 
dem grenzüberschreitenden Verkehr zwischen der Bundes- 
republik und ausländischen Häfen grundsätzlich gleichzu- 
stellen? 
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2. Ist die Bundesregierung insbesondere bereit, die bestehen- 
den Wettbewerbsverzerrungen bei den Mineralölabgaben 
im grenzüberschreitenden Lastkraftwagenverkehr für den 
Zu- und Ablaufverkehr der deutschen Seehäfen auf geeig- 
nete Weise abzubauen? 

Dies gilt 

a) im Hinblick auf die unterschiedliche Besteuerung des 
Dieselkraftstoffs (z. B. Bundesrepublik 31 Pfennig je Liter, 
Niederlande 3,1 Pfennig je Liter), 

b) im Hinblick auf die Tatsache, daß im grenzüberschreiten- 
den Verkehr Lastkraftwagen bis zu 100 Liter Treibstoff 
unverzollt in die Bundesrepublik einführen und damit 
steuerlich begünstigt auf deutschen Straßen verkehren 
können. 

3. Welche nationalen Maßnahmen sieht die Bundesregierung 
vor, um zusätzlichen Wettbewerbsverzerrungen entgegen- 
zuwirken, die dadurch entstehen, daß in Belgien und neuer- 
dings auch in den Niederlanden Kraftfahrzeugunternehmer 
das Rocht haben, von der Kraftfahrzeugsteuer Abzüge für 
die im Ausland verbrachte Zeit bzw. die im Ausland er- 
brachten Fahrleistungen geltend zu machen? 

4. Ist die Bundesregierung bereit, bis zur Realisierung einer 
umfassenden EWG-Verkehrspolitik der Deutschen Bundes- 
bahn, dem gewerblichen Güterkraftverkehr und der Binnen- 
schiffahrt im Rahmen der gegenwärtig im nationalen Bereich 
noch bestehenden Tarifsysteme das Recht zum Abschluß 
unveröffentlichter Sondervereinbarungen, soweit sie der 
Kostensituation der Verkehrsunternehmen entsprechen, für 
solche Verkehre zuzugestehen, die im Wettbewerb zu an- 
deren Verkehren stehen, welche keinerlei Preisbindung 
unterliegen? 


Bonn, den 15. Juni 1966 


Brand und Fraktion 
Erler und Fraktion 

Freiherr von Kühlmann-Stumm und Fraktion 
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